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Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2016/18/0253 B 21. Februar 2017 RS 2 

Stammrechtssatz 

Die Ausstellung eines Einreisetitels nach § 35 AsylG 2005 stellt nur eine von mehreren im nationalen 
österreichischen Recht vorgesehenen Möglichkeiten der Familienzusammenführung dar, und zwar mit dem 
asylspezifischen Zweck, für die nachziehenden Personen nach Einreise in das Bundesgebiet ein 
Familienverfahren iSd § 34 AsylG 2005 zu eröffnen und ihnen denselben Schutz wie dem bereits in Österreich 
aufhältigen Angehörigen zu gewähren. Diesem Zweck wird aber nicht entsprochen, wenn den Eltern eines im 
Laufe des Verfahrens nach § 35 AsylG 2005 volljährig gewordenen Asylberechtigten die Einreise nach 
Österreich gestattet wird, weil sie bei Beantragung des internationalen Schutzes nach Einreise in das 
Bundesgebiet nicht mehr dem Familienverfahren nach § 34 AsylG 2005 unterliegen. Der Einreisetitel nach § 35 
AsylG 2005 erweist sich daher von vornherein als ungeeignetes Mittel, um dem Anliegen der Revisionswerber 
auf Familienzusammenführung mit ihrem in Österreich befindlichen (bereits volljährig gewordenen) Sohn zu 
entsprechen; sie sind vielmehr auf die anderen - im NAG 2005 und FrPolG 2005 eröffneten - Möglichkeiten der 
Familienzusammenführung und der Ausstellung von entsprechenden Einreisetitel zu verweisen. 
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